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• Checkliste speziell für Unternehmer 

Inves  onen tä gen zur Sicherung der (Halbjahres-)AfA (§ 7 EStG und § 16 Abs 1 Z 8 EStG) 

Steuerlich darf für nach dem 30.6.2020 angescha e oder hergestellte Wirtscha sgüter wahlweise 
eine lineare Absetzung für Abnutzung (AfA) oder eine degressive AfA mit einem Prozentsatz von bis zu 
30 % auf den jeweiligen (Rest-)Buchwert vorgenommen werden. Insbesondere bei langlebigen 
Wirtscha sgütern führt die degressive AfA zu Liquiditätsvorteilen (bei 30 % degressiver AfA sind nach 
zwei Jahren bereits 51 %, nach drei Jahren bereits 65,7 % abgeschrieben). Die Möglichkeit der 
degressiven AfA steht auch im außerbetrieblichen Bereich zu. Ausgenommen von der Möglichkeit der 
degressiven AfA sind jedoch ua: 

• Gebäude (siehe dazu unten zur beschleunigten AfA); 

• Firmenwerte bei Gewerbebetrieben und land- und forstwirtscha lichen Betrieben; 

• PKW und Kombina onskra wagen (ausgenommen Fahrzeuge mit einem CO2-Emissionswert von 0 
g/km); 

• unkörperliche Wirtscha sgüter (ausgenommen in den Bereichen Digitalisierung, Ökologisierung 
und Gesundheit/Life-Science); 

• gebrauchte Wirtscha sgüter; 

• Anlagen zur Förderung, zum Transport, zur Speicherung oder Nutzung fossiler Energieträger. 

Ein einmaliger Wechsel zwischen degressiver AfA und linearer AfA ist mit Beginn eines 
Wirtscha sjahres zulässig (und auch sinnvoll, wenn die lineare AfA höher ist als die degressive AfA), 
nicht zulässig ist hingegen ein Wechsel von der linearen AfA zur degressiven AfA. Für Gewinnermi ler 
gemäß § 5 Abs 1 EStG ist das Maßgeblichkeitsprinzip zu S. 1311 beachten (ausgenommen sind 
Energieerzeugungsunternehmen bis Ende 2025; § 124b Z 356 EStG idF BGBl I 2022/220). 

Voraussetzung für die (Halbjahres-)AfA ist nicht nur die zeitgerechte Anschaffung bzw Herstellung, 
sondern in der Regel auch die Inbetriebnahme. 

Beschleunigte Gebäudeabschreibung (§ 8 Abs 1a EStG, § 16 Abs 1 Z 8 EStG und § 124b Z 451 EStG idF 
BGBl I 2024/36) 

Für Gebäude, die nach dem 30.6.2020 angescha  oder hergestellt worden sind, kann die 
beschleunigte AfA geltend gemacht werden, sowohl im Betriebsvermögen (§ 8 Abs 1a EStG) als auch 
im Privatvermögen (§ 16 Abs 1 Z 8 lit e EStG). 

• Im Jahr der erstmaligen Berücksich gung der AfA beträgt der Abschreibungssatz (unabhängig vom 
unternehmensrechtlichen Abschreibungssatz) höchstens das Dreifache und im Folgejahr höchstens 
das Zweifache. Ab dem dri en Jahr kommt wieder der „normale Abschreibungssatz“ zur 
Anwendung. Damit beträgt der AfA-Satz für Bürogebäude im Betriebsvermögen in der Regel im 
ersten Jahr 7,5 % und im zweiten Jahr 5 %. Für Wohngebäude im Betriebsvermögen und für 
Gebäude im Privatvermögen wird er im ersten Jahr regelmäßig 4,5 % und im zweiten Jahr 3 % 
betragen. 

• Die Halbjahresabschreibungsregelung ist nicht anzuwenden. 
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• Ob die beschleunigte Abschreibung auch bei durch ein Sachverständigengutachten 
nachgewiesener oder durch die Verwaltungspraxis bes mmter (zB bei betrieblichen Gebäuden in 
Leichtbauweise oder bei im Privatvermögen vor 1915 errichteten Gebäuden) kürzerer 
Nutzungsdauer anwendbar ist, ist stri g. Nach den EStR ist die Anwendung ausgeschlossen (Rz 
3139c EStR). 

Tri  bei Gebäuden ein Wertverzehr schon vor der Inbetriebnahme ein (altersbedingte AfA), so kann 
die AfA schon vor der technischen Inbetriebnahme beginnen (Rz 3127 EStR); dies wird auch für die 
beschleunigte AfA gelten. 

Durch das Konjunkturpaket „Wohnraum und Bauoffensive“ (BGBl I 2024/36) wurde die beschleunigte 
AfA für Wohngebäude (die zumindest dem Gebäudestandard „Bronze“ entsprechen) sowohl im 
Betriebs- als auch im Privatvermögen befristet ausgeweitet (§ 124b Z 451 EStG): Für 
zwischen 1.1.2024 und 31.12.2026 fer ggestellte Neubauten von Wohngebäuden kann für die ersten 
drei Jahre die dreifache AfA (4,5 %) geltend gemacht werden. Auch die 
Halbjahresabschreibungsregelung ist im Jahr der Fer gstellung nicht zu beachten. 

Beschleunigte Abschreibung bei Sanierung (§ 28 Abs 3 Z 2 EStG idF BGBl I 2024/36) 

Klimafreundliche Herstellungsmaßnahmen eines Wohngebäudes können ab dem Jahr 2024 (anstelle 
auf die Restnutzungsdauer des Gebäudes) begüns gt auf 15 Jahre abgesetzt werden. Voraussetzung 
ist, dass eine Förderung des Bundes gemäß dem 3. Abschni  des Umwel örderungsgesetzes für diese 
Maßnahme ausbezahlt wird bzw im Fall der Nichtauszahlung plausibel dargelegt werden kann, dass die 
Maßnahme die Fördervoraussetzungen erfüllt hä e. Nach dem Bericht des Finanzausschusses (FAB 
2496 BlgNR 27. GP) sollen damit insbesondere ökologisch 
ausgerichtete „Nachverdichtungen“ steuerlich begüns gt werden. 

Inves eren zur op malen Ausnützung des Gewinnfreibetrags (§ 10 EStG idF BGBl I 2023/153) 

Einzelunternehmer und Mitunternehmerscha en sollten mi els Ergebnishochrechnung 
für 2024 überprüfen, ob zur op malen Ausnützung des Gewinnfreibetrags bereits genügend in 
begüns gte Anlagegüter und/oder begüns gte Wertpapiere inves ert wurde. Der Gewinnfreibetrag 
beträgt (für Wirtscha sjahre, die nach dem 31.12.2023 beginnen; § 124b Z 438 EStG): 

• 15 % bis zu einem Gewinn von 33.000 Euro (bis zu 4.950 Euro Grundfreibetrag ohne 
Inves  onserfordernis), 

• 13 % für die nächsten 145.000 Euro, 

• 7 % für die nächsten 175.000 Euro und 

• 4,5 % für die nächsten 230.000 Euro (insgesamt somit höchstens 46.400 Euro für eine 
Bemessungsgrundlage von 583.000 Euro und darüber). 

Der Gewinnfreibetrag steht nach herrschender Lehre und Verwaltungspraxis bei Vorliegen 
betrieblicher Einkün e zu, somit auch selbständigen Gesellscha er-Geschä sführern, Aufsichtsräten 
und S  ungsvorständen (anders BFG 31. 7. 2023, RV/6100198/2020: Hervorhebung des Erfordernisses 
eines Betriebes). Nur wenn der Steuerpflich ge selbst den Betrieb nie geführt hat (zB beim Bezug von 
Hinterbliebenenunterstützung und Besta ungsbeihilfe aus einem Wohlfahrtsfonds der Freiberufler 
durch den Rechtsnachfolger), verneinen auch die EStR (Rz 3701 EStR) die Berech gung zum 
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Gewinnfreibetrag. Bei Inanspruchnahme einer Betriebsausgabenpauschalierung kann nur der 
Grundfreibetrag geltend gemacht werden. 

Beim Kauf von begüns gten Wertpapieren ist darauf zu achten, dass diese zum 31.12.2024 auch am 
Wertpapierdepot gebucht sein müssen. Da die Behaltefrist (vier volle Jahre) tagesgenau zu berechnen 
ist, spricht nichts gegen eine rasche Anschaffung. Auch sollte bei der Ermi lung des Bedarfs an 
Wertpapieren beachtet werden, dass für begüns gte Anlagegüter nicht gleichzei g der 
Inves  onsfreibetrag (siehe unten) geltend gemacht werden kann. 

Inves  onsfreibetrag (IFB) mit Zuschlag (Öko-IFB; § 11 EStG) 

Seit 2023 kann im Jahr der Anschaffung oder Herstellung von abnutzbarem Anlagevermögen ein IFB 
von 10 % bzw 15 % als zusätzliche Betriebsausgabe (neben der AfA) geltend gemacht werden. 

Der IFB folgt dabei im Wesentlichen folgenden Grundsätzen: 

• Die Wirtscha sgüter müssen eine betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer von mindestens vier 
Jahren haben und inländischen Betrieben oder Betriebsstä en zuzurechnen sein. 

• Der IFB beträgt in der Regel 10 % der Anschaffungs- oder Herstellungskosten; für 
Wirtscha sgüter im Bereich der Ökologisierung erhöht sich der IFB auf 15 %. Mit der Öko-IFB-
Verordnung (BGBl II 2023/155) wurden diese Wirtscha sgüter definiert (zB Fahrräder, E-Kfz, E-
Baumaschinen und E-Ladesta onen). 

• Der IFB kann insgesamt (betriebsbezogen) höchstens von Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten iHv 1 Mio Euro pro Wirtscha sjahr geltend gemacht werden. 

• Die Inanspruchnahme des IFB setzt betriebliche Einkun sarten voraus sowie die 
Gewinnermi lung durch Betriebsvermögensvergleich oder vollständige Einnahmen-Ausgaben-
Rechnung. Eine Gewinnpauschalierung schließt den IFB aus. 

Vom IFB ausgenommen sind insbesondere: 

• Wirtscha sgüter, die für den inves  onsbedingten Gewinnfreibetrag verwendet werden; 

• S. 1313 Wirtscha sgüter, für die § 8 EStG eine Sonderform der AfA vorsieht, dies gilt 
insbesondere für Gebäude und PKW und Kombina onskra wagen. Davon wiederum 
ausgenommen und damit IFB-fähig sind Kfz mit einem CO2-Emissionswert von 0 g/km, 
Wärmepumpen, Biomassekessel, Fernwärme- bzw Kältetauscher, 
Fernwärmeübergabesta onen und Mikronetze zur Wärme- und Kältebereitstellung iZm 
Gebäuden (am Gebäude mon erte Photovoltaikmodule berech gen als eigenständige 
Wirtscha sgüter ebenfalls zum IFB, Rz 3817 EStR); 

• geringwer ge Wirtscha sgüter; 

• unkörperliche Wirtscha sgüter, die nicht den Bereichen Digitalisierung, Ökologisierung und 
Gesundheit/Life-Science zuzuordnen sind; 

• gebrauchte Wirtscha sgüter; 

• Anlagen iZm fossilen Energieträgern (genauer definiert mit der Fossile Energieträger-Anlagen-
VO, BGBl II 2023/156). 
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Wie oben erwähnt, schließen einander IFB und Gewinnfreibetrag für dasselbe Wirtscha sgut aus. 
Nicht ausgeschlossen ist jedoch ein IFB für ein Wirtscha sgut, das degressiv abgeschrieben wird. 

Der IFB kann auch von ak vierten Teilbeträgen von Anschaffungs- und Herstellungskosten geltend 
gemacht werden, nicht jedoch von Anzahlungen. 

Literaturhinweis: Knesl, Öko-IFB-VO und Fossile Energieträger-Anlagen-VO, SWK 18/2023, 767. 

15 % Öko-Zuschlag für zu Wohnzwecken überlassene Gebäude (§ 124b Z 452 EStG idF BGBl I 2024/36) 

Vergleichbar der Möglichkeit im privaten Bereich zur Geltendmachung thermisch-energe scher 
Sanierungsmaßnahmen bzw Aufwendungen für den Ersatz eines fossilen Heizungssystems als 
Sonderausgaben (§ 18 Abs 1 Z 10 EStG, siehe dazu unten) wurde mit § 124b Z 452 EStG ein zeitlich 
befristeter „Öko-Zuschlag“ iHv 15 % geschaffen, der zusätzliche Betriebsausgaben bzw 
Werbungskosten darstellt. Nach dem Bericht des Finanzausschusses (FAB 2496 BlgNR 27. GP) sind zB 
die Gebäudedämmung, der Austausch von Fenstern oder Außentüren, Dach- und 
Fassadenbegrünungen oder die Umstellung auf eine Wärmepumpe, eine Holzzentralheizung (zB 
Pellets) oder einen Fernwärmeanschluss umfasst. 

Der Öko-Zuschlag steht nicht zu, wenn ein IFB geltend gemacht wird (§ 124b Z 452 lit a letzter 
Satz EStG). 

Der Öko-Zuschlag ist auf zwei Jahre befristet: Er steht bei betrieblichen Einkün en in dem 
Wirtscha sjahr, das 2024 beginnt, und dem darauffolgenden Wirtscha sjahr zu und bei Einkün en aus 
Vermietung und Verpachtung für Aufwendungen in den Jahren 2024 und 2025. Sind bei den Einkün en 
aus Vermietung und Verpachtung die dem Öko-Zuschlag zugrunde liegenden Aufwendungen verteilt 
zu berücksich gen (zB Instandsetzungen), kann der Öko-Zuschlag entweder zur Gänze sofort im Jahr 
der Aufwendungen oder entsprechend der Verteilung berücksich gt werden. 

Inves eren in Elektrofahrzeuge (CO2-Emissionswert von 0 g/km) 

Folgende steuerliche Vorteile sind mit Elektrofahrzeugen verbunden: 

• Vorsteuerabzug (§ 12 Abs 2 Z 2a UStG und § 12 Abs 2 Z 2 lit a UStG; zur Gänze bei 
Anschaffungskosten bis maximal 40.000 Euro bru o, aliquot bei Anschaffungskosten zwischen 
40.000 Euro und 80.000 Euro bru o); 

• degressive Abschreibung (§ 7 Abs 1a Z 1 lit a EStG); 

• S. 1314 IFB iHv 15 % von den steuerlich relevanten Anschaffungskosten (somit begrenzt mit 
40.000 Euro bru o; § 11 EStG, § 1 Abs 2 Z 2 lit a Öko-IFB-Verordnung, BGBl II 2023/155); 

• En all der NoVA (§ 3 Abs 1 Z 1 NoVAG); 

• Sachbezug von 0 Euro (§ 4 Abs 1 Z 3 Sachbezugswerteverordnung); gilt auch für Gesellscha er-
Geschä sführer unabhängig von ihrem Beteiligungsverhältnis (§ 1 VO zu § 22 Z 2 EStG), nicht 
aber für Einzelunternehmer und Mitunternehmer; 

• En all der motorbezogenen Versicherungssteuer (§ 4 Abs 3 Z 6 VersStG). 

Zu beachten ist, dass Elektrofahrzeuge nicht als begüns gte Wirtscha sgüter für den Gewinnfreibetrag 
in Frage kommen - und auch, dass für Hybridfahrzeuge die Begüns gungen für Elektrofahrzeuge nicht 
zur Anwendung gelangen. 
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Reparaturen vorziehen/geringwer ge Wirtscha sgüter (§ 13 EStG) anschaffen 

Beides bringt einen steuerlichen Zinsgewinn. Die Wertgrenze für geringwer ge Wirtscha sgüter 
beträgt seit 2023 1.000 Euro (ne o bei Vorsteuerabzugsberech gung). 

Einnahmen-Ausgaben-Rechner (§ 4 Abs 3 EStG, § 4 Abs 6 EStG und § 19 EStG) 

Einnahmen-Ausgaben-Rechner können in der Regel Vorauszahlungen für das nächste Jahr leisten und 
so den Gewinn schmälern oder mit demselben Ziel Ausgangsrechnungen gezielt erst nach dem Ende 
des Jahres 2024 stellen. Da es 2025, bedingt durch die Abschaffung der kalten Progression, zu einer 
Anhebung der Tarifstufen kommt, kann auch unter diesem Gesichtspunkt eine Gewinnrealisierung erst 
im nächsten Jahr sinnvoll sein. Durch die Gewinnverlagerung ins nächste Jahr kann zB unter Umständen 
auch eine Beitragspflicht nach dem GSVG/FSVG vermieden werden. Beachten Sie jedoch die 15-tägige 
Zurechnungsfrist für regelmäßig wiederkehrende Einnahmen und Ausgaben (Rz 4631 EStR). 

SVS-Nachzahlung 

Einnahmen-Ausgaben-Rechner sollten überprüfen, ob sie mit einer Nachzahlung bei der SVS zu 
rechnen haben. Um den Gewinn bereits 2024 zu reduzieren, kann eine freiwillige Vorauszahlung an die 
SVS geleistet werden. Die Finanzverwaltung anerkennt eine freiwillige Vorauszahlung, wenn diese in 
ihrer Höhe der voraussichtlichen Nachzahlung für das betreffende Jahr entspricht ( Rz 4623 EStR). 

Forschungsprämie von 14 % (§ 108c EStG) 

Die Beantragung der Forschungsprämie ist seit dem AbgÄG 2022 nicht mehr an die Steuererklärung 
gekoppelt, die Antragsfrist endet taggenau vier Jahre nach Ende des S. 1316 in den Antrag 
einbezogenen Wirtscha sjahres. Auch besteht seither die Möglichkeit von Teilabspruch und 
Teilabrechnung. Mit der kürzlich erfolgten Änderung der Forschungsprämienverordnung (FoVO; BGBl 
II 2024/281) wurde ein eventuell in die Bemessungsgrundlage einzubeziehender fik ver 
Unternehmerlohn von 45 Euro/Stunde, maximal 77.400 Euro/Jahr, auf 50 Euro/Stunde, maximal 
86.000 Euro/Jahr, erhöht (für Wirtscha sjahre, die nach dem 31.12.2023 beginnen). 

Klima cket für Selbständige (§ 4 Abs 4 Z 5 EStG) 

Bereits seit der Veranlagung 2022 dürfen Selbständige (ohne weiteren Nachweis, jedoch bei 
Glaubha machung der auch betrieblich veranlassten Verwendung) pauschal 50 % der aufgewendeten 
Kosten für eine nicht übertragbare Wochen-, Monats- oder Jahreskarte für Einzelpersonen als 
Betriebsausgaben geltend machen. Der pauschale Ansatz iHv 50 % darf auch im Rahmen der 
Basispauschalierung gemäß § 17 Abs 1 EStG und der Kleinunternehmerpauschalierung gemäß § 17 Abs 
3a EStG als zusätzliche Betriebsausgabe geltend gemacht werden. 

Reduzierung der Steuerlast durch Spenden aus dem Betriebsvermögen (§ 4a EStG iVm § 124b Z 441 
EStG idF BGBl I 2023/188) 

Bis zu 10 % des Gewinns des laufenden Jahres (vor Berücksich gung eines Gewinnfreibetrags) an 
begüns gte Einrichtungen (zB an gemäß BMF-Liste begüns gte Spendenempfänger oder an 
Feuerwehren, bes mmte Museen, Bundesdenkmalamt und Universitäten). Spendenbeträge darüber 
hinaus sind unter Umständen als Sonderausgabe absetzbar (bis zu 10 % des Einkommens; § 18 Abs 1 Z 
7 EStG). Geld- oder Sachzuwendungen in Katastrophenfällen sind ohne Begrenzung absetzbar, wenn 
damit ein Werbeeffekt verbunden ist (§ 4 Abs 4 Z 9 EStG). Auch echtes Sponsoring fällt nicht unter die 
Abzugsregeln für Spenden. 
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Das Gemeinnützigkeitsreformgesetz 2023 (BGBl I 2023/188) brachte ab 2024 eine starke Ausweitung 
der spendenbegüns gten Empfänger (insbesondere in den Bereichen Bildung, Sport, Kunst und Kultur). 
Neu ist auch, dass ein Spendenabzug ausgeschlossen ist, insoweit ein Steuerpflich ger steuerfreie 
Reiseaufwandsentschädigungen oder ein steuerfreies Freiwilligenpauschale von der gleichen 
Einrichtung bezieht und die Spenden an die gleiche Einrichtung „damit zusammenhängen“ (§ 4a Abs 7 
Z 2 EStG idF BGBl I 2023/188). 

Seit 1.8.2024 sind Lebensmi elspenden und Zuwendungen von nichtalkoholischen Getränken an 
durch Bescheid begüns gte Einrichtungen für mildtä ge Zwecke ohne Ausschluss des Rechts auf 
Vorsteuerabzug von der Umsatzsteuer befreit (§ 6 Abs 1 Z 5a UStG idF BGBl I 2024/113). Mit dem 
AbgÄG 2024, BGBl I 2024/113, wurde auch festgelegt, dass bei der Zuwendung von Lebensmi eln 
sowie von nichtalkoholischen Getränken anstelle des gemeinen Wertes der Buchwert im Zeitpunkt der 
Zuwendung als Betriebsausgabe anzusetzen ist, da parallel zur Umsatzsteuerbefreiung solcher 
Zuwendungen diese im Ertragsteuerrecht für den zuwendenden Steuerpflich gen neutral sein sollen. 

Zuwendungen an gemeinnützige Privats  ungen (§ 4b EStG und § 18 Abs 1 Z 8 EStG iVm § 124b Z 
274 und Z 443 EStG idF BGBl I 2023/188) 

Die bisher befristete Abzugsfähigkeit von Zuwendungen aus dem Betriebs- oder Privatvermögen zum 
Zweck der ertragsbringenden Vermögensaussta ung gemäß § 4b EStG und § 18 Abs 1 Z 8 EStG wurde 
durch das Gemeinnützigkeitsreformgesetz mit Modifika onen ins Dauerrecht übernommen. Für 
freigebige Zuwendungen nach dem 31.12.2023 en ällt der bisher bestehende Höchstbetrag von 
500.000 Euro; außerdem können auf Antrag Zuwendungen, die den weiterhin bestehenden 10%-
Deckel übersteigen, in den folgenden neun Jahren abgezogen werden (Vortragsmöglichkeit). 

Kundengeschenke als Abzugsposten 

Wenn damit eine Werbewirkung en altet wird (zB durch ein Logo). Zu beachten ist jedoch die 
Eigenverbrauchsbesteuerung in der Umsatzsteuer (über 40 Euro ne o pro Kunde und Jahr; Rz 369 
UStR). 

Wertpapierdeckung bei Pensionsrückstellungen (§ 14 Abs 7 EStG) 

Bis zum 31.12.2024 müssen bes mmte Wertpapiere (im Nennbetrag) von bis zu 50 % der 
am 31.12.2023 ausgewiesenen steuerlichen Pensionsrückstellung angescha  werden. Ansprüche aus 
Rückdeckungsversicherungen werden angerechnet. Bei einer Unterdeckung ist der Gewinn um 30 % 
der Unterdeckung zu erhöhen. In einer jüngst ergangenen Entscheidung hat der VfGH die 
Verfassungskonformität des Gewinnzuschlages bestä gt ( VfGH 12. 6. 2024, G 3505/2023 ). 

Substanzabgeltung bei Vorbehaltsfruchtgenussrecht 

Vereinbarte Substanzabgeltungen in Höhe der AfA müssen für die Abzugsfähigkeit beim 
Vorbehaltsfruchtgenussberech gten noch vor dem 31.12.2024 an den Fruchtgenussbesteller 
überwiesen werden (Rz 113a EStR). 

GSVG-Befreiung für Kleinstunternehmer (§ 4 Abs 1 Z 7 GSVG) 

Der Antrag muss für 2024 spätestens bis zum 31.12.2024 bei der SVS einlangen. 

Energieabgabenvergütung (§ 2 Abs 2 Z 1 EnAbgVergG) 

Für Anträge das Kalenderjahr 2019 betreffend endet die Frist mit 31.12.2024 . 
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Anträge auf Zuschuss zur Entgel ortzahlung (EFZ-DV-VO) 

Für Unternehmer, die weniger als 51 Arbeitskrä e beschä igen, im Fall der Krankheit der 
Arbeitnehmer von mehr als zehn Tagen ab dem el en Tag und im Fall der Verhinderung durch Unfall, 
die länger als drei Tage gedauert hat, ab dem ersten Tag. Der Antrag auf Zuschuss ist innerhalb von drei 
Jahren nach dem Beginn des Entgel ortzahlungsanspruches zu stellen (§ 8 EFZ-DV-VO). 

Gesetzliche Au ewahrungsfrist (§ 132 BAO; § 18 Abs 10 UStG) 

Mit Ablauf des Jahres 2024 können Bücher, Aufzeichnungen, Belege und Geschä spapiere des Jahres 
2017 in der Regel vernichtet werden - ausgenommen sind insbesondere Grundstücksunterlagen (diese 
sind 22 bzw zwölf Jahre aufzubewahren) und Unterlagen betreffend anhängige Beschwerdeverfahren. 

Ein Au ewahren über diese Fristen hinaus kann sich dennoch lohnen - zB im Hinblick auf die 
zehnjährige Verjährungsfrist oder zur Beweisführung, ob Alt- oder Neuvermögen bei der ImmoESt 
vorliegt. Bei bescheidmäßigen Rückforderungen von COFAG-Beträgen durch das Finanzamt beginnt die 
10-jährige Verjährungsfrist frühestens am 1.8.2024 (§ 15 Abs 4 COFAG-NoAG). 

Unterlagen, die die Corona-Inves  onsprämie (Pkt 6.6 Förderungsrichtlinie „COVID-19-
Inves  onsprämie für Unternehmen“) oder die Kurzarbeitsbeihilfe (gemäß KUA-Begehren) betreffen, 
müssen zehn Jahre au ewahrt werden. Dies gilt auch für Energiekostenzuschüsse betreffende 
Unterlagen (Pkt 11.6 Energiekostenzuschuss-Richtlinie). 

Verzinsung von Abgabennachzahlungen aus ESt-, KöSt- und USt-Jahreserklärungen 2023 
seit 1.10.2024 

Der Zinsenlauf begann für die Erklärungen 2023 am 1.10.2024 . Es ist dabei unerheblich, aus welchem 
Grund die Abgabenerhebung erst nach dem 1. 10. des Folgejahres erfolgt. Im Fall der ESt oder KöSt 
haben Sie allerdings auch noch jetzt die Möglichkeit, durch Entrichtung von Abschlagszahlungen die 
Nachforderungszinsen zu verringern bzw gänzlich zu vermeiden. Derzeit beträgt der Zinssatz 5,03 %. 
Anspruchszinsen, die den Betrag von 50 Euro nicht erreichen, sind nicht festzusetzen. Im Fall einer USt-
Nachzahlung sollte eine allfällige Selbstanzeige geprü  und die 91-tägige Frist für UVA-Nachzahlungen 
beachtet werden (§ 205c BAO). 
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• Checkliste speziell aus der Sicht der Arbeitgeber 

Zum Jahresende überlegen Arbeitgeber o , wie Sie ihren treuen Arbeitnehmern eine Freude machen 
können. Wenn Freude bereiten noch mit einem Steuerspareffekt zusammenfällt, ist das umso 
a rak ver. 

Steuerfreie Mitarbeitergewinnbeteiligung (§ 3 Abs 1 Z 35 EStG) 

Seit 2022 können Unternehmen ihre Mitarbeiter steuerbegüns gt am Jahreserfolg mit bis zu 3.000 
Euro jährlich teilhaben lassen. Bei mehreren Arbeitgebern steht die Befreiung insgesamt auch nur bis 
zu 3.000 Euro pro Arbeitnehmer zu (Pflichtveranlagungstatbestand gemäß § 41 Abs 1 Z 14 EStG). 

Die Regelung folgt im Wesentlichen folgenden Grundsätzen: 

• Gewährung an ak ve (in einem aufrechten Dienstverhältnis stehende) Arbeitnehmer. 

• Die Gewinnbeteiligung muss allen Arbeitnehmern oder bes mmten Gruppen von Arbeitnehmern 
gewährt werden. 

• Die Zahlung darf nicht aufgrund einer lohngestaltenden Vorschri  gemäß § 68 Abs 5 Z 1 bis 6 
EStG erfolgen. 

• Die Gewinnbeteiligung darf nicht anstelle des bisher gezahlten Arbeitslohns oder einer üblichen 
Lohnerhöhung geleistet werden (keine Bezugsumwandlung). 

• Die Summe der jährlich gewährten Gewinnbeteiligungen ist begrenzt mit dem 
unternehmensrechtlichen Vorjahres-EBIT. Bei Gewinnermi lern nach § 4 Abs 1 EStG kann anstelle 
der unternehmensrechtlichen Werte auf die entsprechenden steuerlichen Werte (steuerliches 
EBIT, steuerlicher Vorjahresgewinn) abgestellt werden. Bei Gewinnermi lern nach § 4 Abs 3 
EStG ist der steuerliche Vorjahresgewinn maßgeblich. Gehört das Unternehmen zu einem Konzern, 
kann alterna v bei sämtlichen Unternehmen auf das EBIT des Konzerns abgestellt werden. 
Kredi ns tute dürfen alterna v auf das EGT gemäß Anlage 2 zu § 43 BWG abstellen (§ 3 Abs 1 Z 35 
lit b EStG). 

Ob eine steuerbegüns gte Gewinnbeteiligung vorliegt, wird zum Teil kontrovers ausgelegt; 
höchstgerichtliche Judikatur ist noch nicht vorhanden. Nach einem engen Begriffsverständnis muss die 
Höhe der Zahlung an den Gewinn oder zumindest an eine Gewinngröße anknüpfen. Nach BFG 4. 
9. 2024, RV/3100062/2024 (Revision zugelassen und eingebracht), und ErlRV 1293 BlgNR 27. GP ist es 
unschädlich, wenn die konkrete Gewährung nicht an Gewinngrößen, sondern an andere 
objek vierbare Erfolgszahlen (zB Umsatz, Deckungsbeitrag, Betriebsergebnis) anknüp . Auch wird die 
Ansicht vertreten, dass jegliche Art von Erfolgsbeteiligung, die im Vorjahres-EBIT Deckung findet, von 
der Befreiung umfasst ist; nach sachlich begründeten und nachvollziehbaren objek ven Kriterien 
müsse sich allein die Differenzierung innerhalb der Arbeitnehmer zur Gruppenbildung (bzw innerhalb 
einer Gruppe) richten. 

Die Befreiung für Mitarbeitergewinnbeteiligungen ist eine rein steuerliche Befreiung, eine 
vergleichbare Befreiung von Sozialversicherung, DB, DZ oder Kommunalsteuer fehlt. 

Pro Jahr kann neben der steuerfreien Mitarbeitergewinnbeteiligung nach § 3 Abs 1 Z 35 EStG von bis 
zu 3.000 Euro auch eine steuerfreie Mitarbeiterkapitalbeteiligung (siehe dazu unten) gemäß § 3 Abs 1 
Z 15 lit b EStG von ebenfalls bis zu 3.000 Euro gewährt werden. 
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Steuerfreie Mitarbeiterprämie ( § 124b Z 447 EStG idF BGBl l 2024/113) 

Mit Abänderungsantrag zum Start-Up-Förderungsgesetz (BGBl l 2023/200) wurde quasi als Ersatz für 
die bisherige Teuerungsprämie eine Mitarbeiterprämie eingeführt. Danach können Arbeitgeber im 
Jahr 2024 Zulagen und Bonuszahlungen bis zu 3.000 Euro steuerfrei gewähren, sofern der gesamte 
Betrag von bis zu 3.000 Euro (und nicht wie bisher nur der 2.000 Euro übersteigende Betrag) aufgrund 
einer lohngestaltenden Vorschri  gemäß § 68 Abs 5 Z 5 oder Z 6 EStG geleistet wird. Bei Fehlen eines 
Betriebsrates ist von einer Verpflichtung des Arbeitgebers auszugehen, wenn eine vertragliche 
Vereinbarung für alle Arbeitnehmer vorliegt (nach den Erläuterungen aufgrund einer 
kollek vvertraglichen Ermäch gung; AA-359 BlgNR 27. GP). 

Es muss sich um eine zusätzliche Zahlung handeln, die üblicherweise bisher nicht gewährt wurde. 
Zahlungen aufgrund von Leistungsvereinbarungen, regelmäßig wiederkehrende Bonuszahlungen oder 
außerordentliche Gehaltserhöhungen kommen für die Steuerbefreiung daher nicht in Betracht. 
Dagegen steht eine in den Jahren 2022 und 2023 gewährte Teuerungsprämie einer 
steuerfreien Mitarbeiterprämie nicht im Wege (Erläuterungen AA-359 BlgNR 27. GP). Mit dem 
AbgÄG 2024 (BGBl I 2024/113) wurde § 124 Z 447 EStG ergänzt: Danach gilt als zusätzliche Zahlung 
auch eine befristete Mitarbeiterprämie, die anstelle einer Lohnerhöhung aufgrund einer nach dieser 
Bes mmung maßgeblichen lohngestaltenden Vorschri  gewährt wird. 

Die steuerfreie Mitarbeiterprämie ist auch von der Beitragspflicht nach dem ASVG befreit (§ 49 Abs 3 
Z 30 ASVG iVm § 792 Abs 1 Z 2 ASVG idF BGBl I 2023/200), ebenso von der Kommunalsteuer (§ 16 Abs 
20 KommStG idF BGBl I 2023/200) und vom Dienstgeberbeitrag (§ 41 Abs 4 lit j iVm § 55 Abs 64 FLAG 
idF BGBl I 2023/200) und somit auch vom DZ. 

Werden 2024 sowohl eine Mitarbeiterprämie als auch eine Mitarbeitergewinnbeteiligung ausbezahlt, 
sind diese nur insoweit steuerfrei, als sie insgesamt den Betrag von 3.000 Euro nicht übersteigen. 

Ein Vergleich Mitarbeitergewinnbeteiligung - Mitarbeiterprämie zeigt, dass in der Regel 
der Mitarbeiterprämie der Vorzug gegeben werden sollte. Die Mitarbeiterprämie ist neben der 
Lohnsteuer auch von den Lohnnebenkosten und der Sozialversicherung befreit, und es besteht keine 
Deckelung mit dem Vorjahres-EBIT. Zu beachten ist jedoch, dass es sich bei der Mitarbeiterprämie um 
eine zusätzliche Zahlung handeln muss, während es bei der Mitarbeitergewinnbeteiligung möglich ist, 
eine bisher individuell vereinbarte variable Vergütung auf alle Mitarbeiter oder bes mmte Gruppen 
von Mitarbeitern auszudehnen und damit die Voraussetzungen für eine steuerfreie 
Mitarbeitergewinnbeteiligung zu erfüllen. 

Literaturhinweise: BMF-Homepage, Mitarbeiterprämie 2024 gemäß § 124b Z 447 EStG 1988 - 
Ergänzung auf Grund des Abgabenänderungsgesetzes 2024, Anfragebeantwortung vom 19.7.2024 ; 
BMF-Homepage, Mitarbeiterprämie 2024 gemäß § 124b Z 447 EStG 1988, Anfragebeantwortung 
vom 20.2.2024 ; BMF-Homepage, Mitarbeiterprämie bei Arbeitskrä eüberlassung und 
kollek vvertraglicher Ermäch gung, Anfragebeantwortung vom 10.1.2024 ; Kunesch, 
Teuerungsprämie wird zur Mitarbeiterprämie, PV-Info 1/2024, 2 . 

Steuerfreie Mitarbeiterkapitalbeteiligung (§ 3 Abs 1 Z 15 lit b EStG) 

Für den Vorteil aus der unentgeltlichen oder verbilligten Abgabe von Beteiligungen am Unternehmen 
des Arbeitgebers besteht ein Freibetrag pro Mitarbeiter und Jahr von 3.000 Euro (auch für 
Sozialversicherung, DB, DZ und Kommunalsteuer). Die Befreiung gilt nur, wenn der Vorteil allen 
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Arbeitnehmern oder bes mmten Gruppen von Arbeitnehmern zukommt, die Beteiligung muss vom 
Mitarbeiter länger als fünf Jahre gehalten werden. 

Neue Begüns gung für Start-up-Mitarbeiterkapitalbeteiligungen (§ 67a EStG iVm § 124b Z 445 
EStG idF BGBl I 2023/200 und § 124b Z 462 EStG idF BGBl I 2024/113) 

Während der geldwerte Vorteil aus der unentgeltlichen Abgabe von Beteiligungen grundsätzlich im 
Zeitpunkt der Abgabe der Anteile als zugeflossen gilt, sieht für Start-up-Mitarbeiterbeteiligungen der 
mit dem Start-Up-Förderungsgesetz neu geschaffene § 67a EStG für die unentgeltliche Abgabe von 
Kapitalanteilen (maximale Gegenleistung in Höhe des Nennwerts) seit 1.1.2024 einen 
Besteuerungsaufschub bis zur tatsächlichen Veräußerung (oder dem Eintri  sons ger Umstände) vor. 

Die Neuregelung basiert insbesondere auf folgenden Eckpfeilern: 

• Die Beteiligungen müssen innerhalb von zehn Jahren ab Neugründung (iSd § 2 NeuFöG) des 
Unternehmens gewährt werden. 

• Der Arbeitnehmer darf zu keinem Zeitpunkt mehr als 10 % Beteiligung am Unternehmen halten. 

• Die Veräußerung oder Übertragung unter Lebenden darf nur mit Zus mmung des Arbeitgebers 
erfolgen (Vinkulierung). 

• Zudem muss der Arbeitnehmer schri lich erklären, die Regelung in Anspruch zu nehmen (Op on 
zur Start-up-Mitarbeiterbeteiligung). 

• Der geldwerte Vorteil bemisst sich grundsätzlich am Veräußerungserlös, allenfalls vermindert um 
die Anschaffungskosten (maximal Nennwert im Zeitpunkt des Erwerbs der Beteiligung), sonst nach 
dem gemeinen Wert. Die Beteiligung ist zu 75 % als sons ger Bezug mit einem festen Steuersatz 
von 27,5 % zu besteuern, wenn das Dienstverhältnis zumindest zwei Jahre gedauert hat und der 
Zufluss frühestens drei Jahre nach der erstmaligen Ausgabe einer Start-up-Mitarbeiterbeteiligung 
erfolgt. Diese 75 % sind auch von DB, DZ und Kommunalsteuer befreit (§ 41 Abs 4 lit i FLAG iVm § 
55 Abs 64 FLAG idF BGBl I 2023/200, § 5 Abs 2 lit f KommStG idF BGBl I 2023/200). Die restlichen 
25% sind nach § 67 Abs 10 EStG zu erfassen. 

Wird im Zeitraum von 1.1.2024 bis 31.12.2025 anstelle von bestehenden virtuellen Anteilen am 
Unternehmen des Arbeitgebers, die bloß einen schuldrechtlichen Anspruch auf Teilhabe am Gewinn 
bzw am Unternehmenswert vermi eln, eine Start-up-Mitarbeiterbeteiligung gemäß § 67a 
EStG gewährt, so gilt dies nach der Übergangsvorschri  des § 124b Z 462 EStG bei Vorliegen der 
sons gen Voraussetzungen als Abgabe von Anteilen gemäß § 67a Abs 1 EStG. 

Sachgeschenke an Mitarbeiter (§ 3 Abs 1 Z 14 EStG) 

Sachgeschenke an Mitarbeiter anlässlich von Betriebsveranstaltungen sowie anlässlich eines Dienst- 
oder Firmenjubiläums sind jeweils bis zu 186 Euro pro Jahr sowohl lohnsteuer- als auch 
sozialversicherungsfrei. 

Das gilt nicht bei Bargeldschenkungen; bei Geschenken, die mehr als bloße Aufmerksamkeiten sind, 
liegt umsatzsteuerrechtlich Eigenverbrauch vor. 

Für die Teilnahme an Betriebsveranstaltungen (zB Weihnachtsfeier, Betriebsausflug) ist der geldwerte 
Vorteil bis zu 365 Euro pro Dienstnehmer und Jahr zusätzlich lohnsteuer- und sozialversicherungsfrei. 
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Mitarbeiterraba e für Weihnachtseinkäufe (§ 3 Abs 1 Z 21 EStG) 

Mitarbeiterraba e für Weihnachtseinkäufe sind steuerfrei, wenn sie 20 % des Fremdverkaufspreises 
(abzüglich üblicher Kundenraba e; Freigrenze) nicht übersteigen. Übersteigt der Mitarbeiterraba  im 
Einzelfall 20 %, steht insgesamt ein jährlicher Freibetrag iHv 1.000 Euro zu. Die Begüns gung gilt nur 
dann, wenn die Raba e an alle Arbeitnehmer oder bes mmte Gruppen von Arbeitnehmern geleistet 
werden. 

Zuschüsse der Arbeitgeber für die Betreuung von Kindern (§ 3 Abs 1 Z 13 lit b EStG idF BGBl 
I 2024/113) 

Mit den Progressionsabgeltungsgesetz 2024 BGBl I 2023/153, erfolgte eine Änderung: Seit 2024 sind 
Zuschüsse der Arbeitgeber für die Betreuung von Kindern, die zu Beginn des Kalenderjahres das 
vierzehnte Lebensjahr (bis 2023: das zehnte Lebensjahr) noch nicht vollendet haben, bis zu 2.000 Euro 
(bis 2023: bis zu 1.000 Euro) steuerfrei. Auch diese Zuschüsse sind nur steuerfrei, wenn sie an alle 
Arbeitnehmer oder bes mmte Gruppen von Arbeitnehmern geleistet werden. 

Zuschüsse der Arbeitgeber zum Carsharing (§ 3 Abs 1 Z 16d EStG) 

Seit 2023 sind Zuschüsse der Arbeitgeber für nicht beruflich veranlasste Fahrten im Rahmen von 
Carsharing bis zu 200 Euro pro Kalenderjahr steuerfrei. Der Zuschuss muss direkt an den 
Pla ormbetreiber oder in Form von Gutscheinen für die Nutzung von Kra fahrzeugen, Fahrrädern 
oder Kra rädern mit einem CO2-Emissionswert von 0 g/km geleistet werden. Mit Wirkung 
ab 1.7.2024 sind die Zuschüsse auch sozialversicherungsfrei (§ 49 Abs 3 Z 33 ASVG iVm § 799 Abs 1 Z 2 
ASVG idF BGBl I 2024/46). 

Zuwendungen zur Zukun ssicherung (§ 3 Abs 1 Z 15 lit a EStG) 

Zuwendungen zur Zukun ssicherung sind bis zu 300 Euro pro Jahr und Mitarbeiter lohnsteuerfrei (in 
der Regel auch sozialversicherungsfrei). Die Begüns gung gilt nur dann, wenn diese Zuwendungen an 
alle Arbeitnehmer oder bes mmte Gruppen von Arbeitnehmern geleistet werden. 

Klima cket (§ 26 Z 5 lit b EStG, § 16 Abs 1 Z 6 lit i sublit bb EStG) 

Der Vorteil aus der Zurverfügungstellung bzw (zumindest teilweisen) Kostenübernahme durch den 
Arbeitgeber für das Klima cket ist beim Arbeitnehmer sowohl lohnsteuer- als auch 
sozialversicherungsfrei, sofern das Ticket zumindest am Wohn- oder Arbeitsort gül g ist. Es darf keine 
Bezugsumwandlung vorliegen bzw darf das Klima cket nicht anstelle einer üblichen Lohnerhöhung 
geleistet werden. Die Zuwendungen des Arbeitgebers kürzen das Pendlerpauschale, führen aber seit 
2023 nicht mehr zu einer gänzlichen Streichung. Der Pendlereuro steht dennoch ungekürzt zu. 

Diens ahrräder (§ 4b Sachbezugswerteverordnung) 

Die Überlassung von (E-)Bikes durch den Arbeitgeber zur Privatnutzung ist beim Arbeitnehmer sowohl 
lohnsteuer- als auch sozialversicherungsfrei. Auch fallen keine zusätzlichen Lohnnebenkosten an. Unter 
welchen Voraussetzungen Gehaltsumwandlungen überkollek vvertraglich gewährter Geldbezüge zu 
einem Sachbezug von null führen, ist in der Sachbezugswerteverordnung klar determiniert: Danach 
ist „ein Sachbezugswert von null [...] auch für die Zurverfügungstellung derar ger Fahrräder oder 
Kra räder im Rahmen einer (befristeten oder unbefristeten) Umwandlung überkollek vvertraglich 
gewährter Bru obezüge anzusetzen. Eine vereinbarte Reduk on der Bru obezüge und damit in 



Tipps zum Jahreswechsel 2024/2025* 
___________________________________________________________________________ 
 

 
*Auf Basis folgender Quelle: Birgit Reiner und Jürgen Reiner in der SWK 32-33, 20. November 2024, Seite 1310ff 
(auszugsweise). Alle Angaben ohne Gewähr. 
 

Verbindung stehende zusätzliche Gewährung eines Sachbezuges stellt keine Bezugsverwendung dar“ (§ 
4b Sachbezugswerteverordnung). Die ÖGK hat sich für SV-Zwecke dieser Auffassung angeschlossen. 

• Checkliste für alle Steuerpflich gen 

ESt- und USt-Befreiung für Photovoltaikanlagen (§ 3 Abs 1 Z 39 EStG; § 28 Abs 62 UStG idF BGBl I 
2023/152) 

Bereits seit der Veranlagung 2022 sind die Einkün e natürlicher Personen aus der Voll- und 
Überschusseinspeisung von bis zu 12.500 kWh (personenbezogener Freibetrag) von der 
Einkommensteuer befreit, wenn die Engpassleistung der jeweiligen Anlage die Grenze von 25 kWp 
(anlagenbezogene Freigrenze) nicht überschreitet. Seit der Veranlagung 2023 kommt die Befreiung 
auch zur Anwendung, wenn die Engpassleistung bis zu 35 kWp beträgt, wenn gleichzei g die 
Anschlussleistung den Wert von 25 kWp nicht übersteigt. 

Mit dem Budgetbegleitgesetz 2024 (BGBl I 2023/152) wurde eine auf die Jahre 2024 und 2025 
temporäre Umsatzsteuerbefreiung für Photovoltaikmodule eingeführt. Für Lieferungen von 
Photovoltaikmodulen an Betreiber einer Photovoltaikanlage sowie für die innergemeinscha lichen 
Erwerbe und Einfuhren dieser Photovoltaikmodule durch den Betreiber und deren Installa on kommt 
eine befristete Steuerbefreiung, die das Recht auf Vorsteuerabzug nicht ausschließt, zur Anwendung. 

Sonderausgaben für thermisch-energe sche Sanierung und Heizkesseltausch (§ 18 Abs 1 Z 10 EStG) 

Seit dem ÖkoStRefG 2022 können Ausgaben für die thermisch-energe sche Sanierung von Gebäuden 
(zB Austausch einzelner Fenster) sowie Ausgaben für den Austausch eines auf fossilen Brennstoffen 
basierenden Heizungssystems gegen ein klimafreundliches System (zB Fernwärme) pauschal als 
Sonderausgaben in Abzug gebracht werden. Da für die thermisch-energe sche Sanierung und für den 
Heizkesseltausch auch direkte Förderungen beantragt werden können, wird steuerlich zur 
Verwaltungsvereinfachung unmi elbar an diese Förderungen angeknüp . Die erforderlichen Daten 
werden vom Fördergeber an die Abgabenbehörde übermi elt und von dieser automa sch im Rahmen 
der Veranlagung berücksich gt. 

Dabei gelten folgende Grenzen: 

• Im Fall einer thermisch-energe schen Sanierung müssen die getä gten Ausgaben (nach Abzug 
sämtlicher Förderungen) einen Betrag von 4.000 Euro übersteigen, beim Austausch eines fossilen 
Heizungssystems 2.000 Euro. 

• Im Kalenderjahr der Auszahlung der Förderung und in den folgenden vier Kalenderjahren werden 
(ohne Antrag und weiteren Nachweis) im Fall einer thermisch-energe schen Sanierung 800 Euro 
pauschal berücksich gt, beim Austausch eines fossilen Heizungssystems 400 Euro. Insgesamt 
werden damit über fünf Jahre verteilt 4.000 Euro bzw 2.000 Euro als Sonderausgaben 
berücksich gt. 

• Weitere begüns gte Maßnahmen innerhalb des fün ährigen Berücksich gungszeitraums führen 
nicht zu einem weiteren Pauschalabzug in diesem Zeitraum, sondern zu einer Verlängerung des 
Berücksich gungszeitraums auf zehn Jahre. 
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Nachkauf von Schul-/Studienzeiten (§ 18 Abs 1 Z 1a EStG iVm § 18 Abs 3 Z 1 EStG) 

Der Nachkauf von Versicherungszeiten ist zur Gänze als Sonderausgabe abzugsfähig. Die Begüns gung 
gilt auch dann, wenn Versicherungszeiten für den Ehepartner nachgekau  werden. 

Erhöhte Absetzbarkeit des Kirchenbeitrags ab 2024 ( § 18 Abs 1 Z 5 EStG idF BGBl I 2024/12) 

Da anerkannte Kirchen und Religionsgesellscha en gerade in Krisenzeiten bedeutend zum 
gesellscha lichen Zusammenhalt und zum sozialen Miteinander beitragen, wurde die Absetzbarkeit 
des Kirchenbeitrags als Sonderausgabe von bisher 400 Euro auf 600 Euro ab der 
Veranlagung 2024 erhöht. 

Substanzverluste realisieren, um posi ve Einkün e aus Kapitalvermögen zu vermindern (§ 27 Abs 8 
EStG) 

Sofern Sie bisher im laufenden Jahr nur posi ve Einkün e aus Kapitalvermögen realisiert haben 
(inklusive der ausschü ungsgleichen Erträge) bzw mit solchen zu rechnen ist, sollten Sie überprüfen, 
ob diese nicht noch vor dem Jahresende durch die Realisierung von Substanzverlusten verringert 
werden können (und umgekehrt). Eine Verrechnung mit Zinserträgen aus Bankguthaben ist nicht 
möglich. 

Außergewöhnliche Belastungen (§ 34 EStG) 

Timen Sie Ihre Ausgaben steuerop mal. Auf keinen Fall sollten Ausgaben, bei denen ein Selbstbehalt 
zu berücksich gten ist (zB Zahnarztkosten), auf zwei Jahre verteilt anfallen; sonst fällt der Selbstbehalt 
zweimal an. 


